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Es hat dazu geführt, daß die Bildung eines einheit­
lichen, demokratischen, friedlichen Deutschland, das die 
ganze Nation umfaßt, verhindert wurde.

Und die westdeutschen Imperialisten unternehmen 
es heute, mit ihrem völkerrechtswidrigen, ja verbreche­
rischen Griff nach Westberlin, die Westmächte vor den 
Karren ihrer abenteuerlichen Revanchepolitik zu 
spannen und in einen ernsten Konflikt zu stürzen. 
Denn ganz Berlin gehört seit seiner Eroberung und Be­
freiung durch die Armeen der Sowjetunion und auf 
Grund der Vereinbarungen der vier Mächte zur So­
wjetischen Besatzungszone, so daß heute auch West­
berlin rechtens auf dem Territorium der Deutschen 
Demokratischen Republik liegt. Und die Bereitschaft 
der Deutschen Demokratischen Republik, Westberlin 
als besonderes Territorium anzusehen und seine eigen­
ständige Entwicklung zu respektieren, ist eine große 
Konzession. Der Versuch, diese Konzessionsbereitschaft 
zur Angliederung Westberlins an den westdeutschen 
Staat zu mißbrauchen, muß ernste Folgen für alle die­
jenigen haben, die sich an diesem Rechtsbruch und die­
ser Störung des Friedens beteiligen.

Wohin hat es denn geführt, daß die Imperialisten der 
Westmächte gegen Geist und Wortlaut der Verein­
barungen verstießen, die sie in der Anti-Hitler- 
Koalition eingegangen waren und die dem Verlangen 
ihrer Völker entsprachen?

Damit haben die Imperialisten der Westmächte der 
deutschen Nation ungeheuren Schaden zugefügt. Sie 
haben über Europa und die Welt aufs neue die Gefahr 
gebracht, daß von Westdeutschland aus ein entsetzlicher 
Krieg entfesselt wird.

Die Führer der Sozialdemokraten in Westdeutschland 
und Westberlin hatten weder die Lehren der Ver­
gangenheit beherzigt, noch hatten sie das Klassenbe­
wußtsein, die Voraussicht, den Mut, die Lehren aus der 
Vergangenheit zu ziehen, noch die nationale Verant­
wortlichkeit, sich dieser für die deutsche Nation so ver- | 
derblichen Politik entgegenzustellen. Sie haben sich | 
von den westdeutschen Imperialisten ins Schlepptau I 
nehmen lassen. Sie betreiben eine Politik, die im Gegen­
satz zu den demokratischen und friedlichen Interessen 
der deutschen Nation steht.

Der Weg der Deutschen Demokratischen Republik 
und ihre nationale Mission

Wir in der Deutschen Demokratischen Republik, wir 
im Osten Deutschlands sind konsequent den Weg des 
Friedens gegangen. Wir haben alles für den Frieden 
Notwendige getan.

Alles, was wir taten, war vor allem von der Leiden­
schaft beseelt, den Frieden für Deutschland zu erhalten 
und die Kräfte, die die Deutschen in eine neue Ka­
tastrophe treiben wollen, nicht zum Zuge kommen zu 
lassen, sie für immer aus den Reihen der Nation aus­
zumerzen.

Wir haben in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik, also dort, wo die Werktätigen das Heft in der 
Hand haben, die Grundsätze der Anti-Hitler-Koali- 
tion für die Gestaltung der deutschen NachkriegsVer­
hältnisse konsequent entwickelt. Wir haben in jeder 
Beziehung die Lehren des zweiten Weltkrieges be­
herzigt. Der preußisch-deutsche Militarismus, Geißel der 
Deutschen und Geißel anderer Völker, wurde mit der 
Wurzel gerodet. Jedem Drang nach Eroberungen, jedem 
Streben nach Raub und Beute, nach dem Territorium 
anderer Völker wurde der Boden entzogen.

Bei uns gilt der Revanchismus als Verbrechen, das 
gerichtlich geahndet wird. Kriegs- und Naziverbrecher 
wurden entmachtet und bestraft. Bei uns gibt es keine 
Fabrik, kein Werk, kein Büro, kein Stück Boden, die 
den Interessen von Kriegs- und Rüstungsgewinnlern 
dienen. Wer bei uns gegen andere Völker hetzt, wer 
zum Krieg auffordert, wird als Feind des Volkes an­
gesehen.

Die Grundforderungen der deutschen Arbeiterbe­
wegung, die menschlichsten Ideen aller großen deut­
schen Humanisten: Frieden, sozialer und kultureller 
Fortschritt, internationale Zusammenarbeit und Völker­
verständigung, sind die Grundlage der Staatsdoktrin 
der Deutschen Demokratischen Republik.

Weil in der Deutschen Demokratischen Republik das 
imperialistische militaristische System mit aller Konse­
quenz beseitigt wurde, ist sie ein Faktor des Friedens in 
Europa und in der Welt.

So hat die Deutsche Demokratische Republik alle 
Voraussetzungen erfüllt, damit das deutsche Volk ent­
sprechend dem Potsdamer Abkommen wieder einen 
gleichberechtigten und geachteten Platz in der Familie 
der friedliebenden Völker einnehmen kann.

Geht es nach der Deutschen Demokratischen Repu­
blik, dann wird niemals mehr von Deutschland aus ein 
anderes Volk angegriffen werden.

Geht es nach der Deutschen Demokratischen Repu­
blik, dann wird niemals wieder in Europa ein Krieg 
ausbrechen.

Geht es nach der Deutschen Demokratischen Repu­
blik, dann siegt der Geist der Verständigung zwischen 
allen Völkern. Europa würde nie wieder ein blutender


